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Antrag 

der Abgeordneten Schröder (Lüneburg), Leicht, Dr. Althammer, Vogel (Ennepetal), 
Berger, Dr. Miltner, Lampersbach und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Auswirkungen neuer Gesetze auf den Arbeite- und Personalaufwand im 
öffentlichen Dienst 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der Vorlage von 
Gesetzentwürfen neben dem Gesamtbetrag der voraus- 
sichtlichen Kosten in einer gesonderten Vorausschätzung an- 
zugeben, 

a) wie viele Arbeitsstunden jährlich die Durchführung des 
Gesetzes in den Verwaltungen des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie sonstiger 
öffentlicher Stellen zusätzlich erfordern wird, oder wie 
viele Arbeitsstunden durch Abbau oder Vereinfachung 
von Aufgaben eingespart werden, 

b) wie viele Stellen für Beschäftigte - aufgegliedert nach 
Beamten, Angestellten und Arbeitern - in den Verwal- 
tungen des Bundes, der Länder, der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände sowie sonstiger öffentlicher Stellen da- 
durch zusätzlich erforderlich werden oder eingespart 
werden. 

2. Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, bei Gesetzes- 
vorlagen des Bundesrates oder aus der Mitte des Bundes- 
tages entsprechende Angaben für die Ausschußberatungen 
im Bundestag zur Verfügung zu stellen. 

3. Der Haushaltsausschuß soll bei dem Bericht nach § 96 der 
Geschäftsordnung jeweils zur Frage eines Personalmehrauf- 
wandes oder Personalminderbedarfs Stellung nehmen. 


Bonn, den 9. Oktober 1974 


Schröder (Lüneburg) 
Leicht 

Dr. Althammer 
Vogel (Ennepetal) 


Berger 
Dr. Miltner 
Lampersbach 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.; (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/2599 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

Die ansteigende Zahl der Beschäftigten in den Verwaltungen 
des Bundes, der Länder sowie der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände ist in einem nicht unerheblichen Ausmaß auf die Aus- 
wirkungen neuer Bundesgesetze oder der Erweiterung beste- 
hender Bundesgesetze zurückzuführen, welche den Verwaltun- 
gen zusätzliche Aufgaben übertragen oder sie durch die Erwei- 
terung, Intensivierung oder Komplizierung bestehender Auf- 
gaben zusätzlich belasten. In der Besorgnis über diese Entwick- 
lung sind sich alle politischen Kräfte einig. Um aus dieser Be- 
sorgnis jedoch Konsequenzen ziehen zu können, muß den ge- 
setzgebenden Körperschaften als Entscheidungsgrundlage ein 
Überblick gegeben werden, ob und ggf. in welchem Umfang 
Gesetzentwürfe zusätzliches Personal erfordern. 

In der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Bundesministe- 
rien (Teil II § 37 Abs. 2) hat die Bundesregierung intern vorge- 
schrieben, einen etwaigen Personalmehrbedarf, aufgegliedert 
nach der Zahl der Beamten, Angestellten und Arbeiter, in die 
Begründung der Gesetzentwürfe aufzunehmen. Davon ist in- 
dessen zumindest in der laufenden Legislaturperiode kaum Ge- 
brauch gemacht worden. 

Darüber hinaus können in der Praxis viele Personalvermehrun- 
gen nicht auf ein einziges Gesetz zurückgeführt werden, son- 
dern sie ergeben sich aus der Summierung der zusätzlichen Be- 
lastungen durch die Vielzahl neuer Gesetze. Dieser Personal- 
mehraufwand soll durch die Angabe der zu schätzenden Arbeits- 
stunden sichtbar gemacht werden. 

Die Bundesregierung soll deshalb aufgefordert werden, bei der 
Vorlage von Gesetzentwürfen sowohl den unmittelbar sicht- 
baren wie den bisher unsichtbaren Teil des entstehenden zu- 
sätzlichen Personalaufwandes wenigstens schätzungsweise an- 
zugeben. Entsprechend soll in den - leider noch viel zu seltenen 
- Fällen, in denen entbehrlich gewordene Aufgaben abgebaut 
oder bestehenbleibende Aufgaben vereinfacht werden, das Par- 
lament auf die Einsparung an Personalaufwand besonders hin- 
gewiesen werden. Auch der Haushaltsausschuß soll zu diesen 
Gesichtspunkten jeweils gesondert Stellung nehmen. 
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